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Thema der Woche 

An der Mark 
wird nicht gerüttelt 

Der Bundeskanzler hat entschieden: Die DM wird nicht auf- 
gewertet. Dieser auf sachlichen wirtschaftspolitischen Gründen 
beruhende Entschluß hat die Aufwertungsforderer in der SPD 
zu unqualifizierten Angriffen gegen ihren Koalitionspartner 
veranlaßt, so daß der Eindruck entstehen muß, die SPD ver- 
suche die Währungsdiskussion in den Wahlkampf hineinzu- 
ziehen. Recht ungeschickt versucht die SDP die Tatsache ver- 
gessen zu lassen, daß ihre führenden Wirtschaftsexperten vor 
kurzer Zeit sich selbst gegen eine Aufwertung ausgesprochen 
hatten. 

An dieser Stelle sollte ein sach- 
licher Beitrag zu dem Beschluß des 
Bundeskabinetts erscheinen, die 
Deutsche Mark nicht aufzuwerten. 
Nach der Rundfunkrede, die der 
SPD-Bundesgeschäftsführer Wisch- 
newski, MdB, am 11. Mai im Süd- 
westfunk gehalten hat, muß dieser 
sachlichen Wertung ein politisches 
Wort vorangestellt werden. 

In der Sendung „Ein Wort zur 
Politik" hat der SPD-Bundes- 
geschäftsführer nicht nur gegen alle 

Übung (und Abmachung) Einzel- 
heiten der entscheidenden Kabinett- 
sitzung der Öffentlichkeit bekannt 
gemacht, sondern er hat darüber 
hinaus die Meinung des Bundes- 
wirtschaftsministers in einer Ein- 
seitigkeit vertreten, wie dies nach 
Kabinettsentscheidungen noch nie- 
mals vorgekommen ist. 

Er verbindet dies mit Angriffen 
gegen den Bundesfinanzminister, zu 
denen die Argumente manchmal so 
aussehen, als stammten sie aus dem 
Arsenal der Rechtsradikalen. 

Rehs der CDU beigetreten 
Der Präsident des Bundes der 

Vertriebenen, Reinhold Rehs, MdB, 
ist aus der SPD ausgetreten und in 
die CDU/CSU Bundestagsfraktion 
aufgenommen   worden. 

In einer Erklärung, in der Rehs 
die Aufnahme in die Bundestags- 
fraktion der Union beantragte, hieß 
es u. a.: 

„Aus jahrelanger im Bundestag 
gewonnener Kenntnis bin ich gewiß, 
daß in der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion die schwere unausweichliche 
Aufgabe erkannt ist und erfüllt wird, 
dem Gemeinwesen zu dienen und 
die Pflicht zur Selbsterhaltung von 
Nation und Staat auch im Blick auf 
eine unbekannte Zukunft wahrzu- 
nehmen. 

Diesen Willen hat Jüngst erst nüch- 
tern und mit allem Ernst, der einer 
realistischen Lagebeurteilung ent- 
spricht, Bundeskanzler Kiesinger vor 
den Heimatvertriebenen bekundet. 
Er hat das ausgesprochen, was die 
von mir vertretenen Menschen den- 
ken und erwarten. 

Ich bin deshalb, wie mir überdies 
laufend bestätigt wird, auch der Zu- 
stimmung meiner Landsleute sicher." 

Dem Vorsitzenden der ostpreußi- 
schen Landsmannschaft, Rehs, wird 
die Trennung von seiner Partei, der 
er zwanzig Jahre angehörte, nicht 
leicht gefallen sein. 

Schon sein Vorgänger, Wenzel 
Jaksch, konnte ein Lied davon sin- 
gen, daß man den Vertriebenen und 
ihren Zielen in der SPD wenig Ver- 
ständnis entgegenbrachte, wenn- 
gleich keine Gelegenheit ausgelas- 
sen wurde, auf die enge personal- 
politische Verbundenheit zwischen 
SPD   und   BdV-Spitze   hinzuweisen. 

Die Rolle eines politischen Aus- 
hängeschildes konnte Rehs mit sei- 
nem Auftrag als Repräsentant der 
Vertriebenen nicht länger vereinba- 
ren. „Die Art und Weise", so er- 
klärte Rehs, wie die SPD „mich 
und damit den Bund der Vertriebe- 
nen politisch behandelt hat, trifft 
nicht nur meine Selbstachtung, son- 
dern auch die des gesamten Ver- 
bandes". 

Kein Wort davon, daß prominente 
SPD-Experten den Standpunkt der 
Kabinettsentscheidung teilten, kein 
Wort auch davon, daß es Professor 
Schiller selbst war, der sich gegen- 
über Repräsentanten der deutschen 
Bauernschaft als Garant der Nicht- 
aufwertung bezeichnet hat. Was hier 
gespielt wird, ist der in die Wäh- 
rungsdiskussion hineingetragene 
Wahlkampf, noch dazu mit Aus- 
sagen, deren Fadenscheinigkeit in 
die Augen springt. Die CDU wird 
solchen Stil nicht mitmachen. 

Nun zum Sachlichen: Worum ging 
es eigentlich bei der Beratung der 
Bundesregierung am 9. Mai: Der in- 
ternationalen Spekulation, die auf 
eine Aufwertung der Deutschen 
Mark hoffte — und daran verdienen 
wollte — mußte eine klare Absage 
erteilt werden. Dazu gab es zwei 
Möglichkeiten: 

1. entsprechend der Entscheidung 
vom 19. November im Bundeskabi- 
nett erneut zu beschließen, die 
Deutsche Mark wird nicht aufge- 
wertet,  oder 

2. dem Antrag von Bundeswirt- 
schaftsminister Schiller zu folgen, 
der die Mark um 6,25 Prozent auf- 
werten wollte. Das Kabinett ent- 
schied sich für den ersten Weg. Mit 
diesem Beschluß ist die internatio- 
nale   Spekulation   gescheitert. 

Um der Legende vorzubeugen, 
muß hier aber festgehalten werden, 
daß bei der SPD die Unterstützung 
für Schillers Forderung nur begrenzt 
war. So hatte der stellvertretende 
Vorsitzende der SPD-Bundestags- 
fraktion, Alex Möller, in einem Me- 
morandum für den Parteivorstand 
das Für und Wider einer Aufwertung 
dargelegt. Möllers Bedenken ge- 
gen eine Aufwertung überwogen 
eindeutig. 

Im Falle einer Aufwertung hätten 
Bundesregierung und Parlament 
zwangsläuftig Ausgleichszahlungen 
zugunsten der Landwirtschaft be- 
schließen müssen, nach Schillers 
Vorschlag, Aufwertung um 6,25 Pro- 
zent, wären mehr als 1,2 Milliarden 
DM Ausgleichszahlungen für die 
deutsche Landwirtschaft fällig ge- 
worden. 

Vor dieser unvermeidlichen Kon- 
sequenz —  die Agrarpreise  in  der 
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In den 20 Jahren seines 
Bestehens hat das Nord- 
atlantische Bündnis seine 
Funktion voll erfüllt. Es hat 
sich bewährt und den 
Partnerstaaten Frieden und 
Freiheit gewährleistet und 
jede Aggression oder 
politische Erpressung ver- 
hindert. Diese Überzeu- 
gung vertrat Bundesvertei- 
digungsminister Dr. Schrö- 
der vor Revervisten der 
Bundeswehr in Bad 
Godesberg. 

Wie Dr. Schröder betonte, 
besteht  Übereinstimmung 
im Bündnis darüber, an der 
wirksamen Abschreckung 
und an der Vorne-Ver- 
teidigung festzuhalten. Die 
Partner werden die für die 
gemeinsame Verteidigung 
erforderlichen Streitkräfte 
unterhalten. Dazu zählen 
strategische Streitkräfte zur 
nuklearen Abschreckung, 
beträchtliche nordamerika- 
nische und europäische 
konventionelle Streitkräfte, 
sowie zu deren Unter- 
stützung taktische nukleare 
Streitkräfte in Europa. Dazu 
gehören auch ange- 
messene Reserven. 

Kein Zweifel besteht nach 
Ansicht Dr. Schröders 
darüber, daß unsere 
Bündnispolitik Außenpolitik 
und Verteidigungspolitik 
verankern und 
verklammern müsse. 
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Der Bundestag hat in dieser 
Woch zwei wichtige Materien zu 
erledigen  gehabt. 

Die Verabschiedung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes. Dieses 
Gesetz sichert den bereits im Be- 
ruf Stehenden die Möglichkeit, 
sich beruflich weiterzubilden 
durch Gewährung von Zuschüs- 
sen aus der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung. 

Das zweite wichtige Thema 
war die Erörterung der von 
der Bundesregierung in Aussicht 
genommenen Maßnahmen zur 
Sicherung der Preisstabilität in 
der Bundesrepublik. Die Freien 
Demokraten hatten dazu Dring- 
lichkeitsfragen für die Frage- 
stunde  eingebracht. 

Am Dienstag, dem 13. Mai 
1969, trat die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion zu einer Sitzung zu- 
sammen, auf der Bundeskanzler 
Kiesinger über die Entscheidung 
der Bundesregierung, die D-Mark 
nicht aufzuwerten, berichtete. Der 
Bundeskanzler erhielt in dieser 
Sitzung die volle Unterstützung 
seiner Fraktion für seine Ent- 
scheidung und auch für die von 
der Bundesregierung in Aussicht 
genommenen sogenannten flan- 
kierenden Maßnahmen zur Siche- 
rung der Preisstabilität. 

Die Fraktion beschäftigte sich 
auch mit der geplanten Umwand- 
lung der diplomatischen Vertre- 
tung der „DDR" in Kambodscha 
in eine Botschaft. In der Frak- 
tion wurde die Auffassung vertre- 
ten, daß für den Fall, daß Kam- 
bodscha einen regulären Bot- 
schafter nach Ost-Berlin schickt, 
sich die Frage des Abbruchs der 
diplomatischen Beziehungen mit 
Kambodscha stellt. 

Ferner wurde in der Fraktion 
dem Antrag des Präsidenten des 
Bundes der Vertriebenen, Rein- 
hold Rehs, in der CDU/CSU-Frak- 
tion aufgenommen zu werden, 
zugestimmt, siehe dazu die Er- 
klärung von Reinhold Rehs auf 
Seite 1. 

Der Bundestag tritt am Freitag 
eine 14tägige Pfingstpause an. 
Die Beratungen der Gremien des 
Bundestages werden dann am 
2. Juni mit Ausschußsitzungen in 
Berlin wieder aufgenommen. Die 
Ausschüsse des Bundestages 
tagen vom 2.-4. Juni in der 
deutschen Hauptstadt. Fraktions- 
sitzungen sind für diesen Zeit- 
raum in Berlin nicht vorgesehen. 

Bundestag 

Eine Handhabe 
gegen Täuschung 

Das Parlament hat am 9. Mai das Gesetz gegen den un- 
lauteren Wettbewerb (UWG Jverabschiedet. Dieses auf Initia- 
tive von CDU-Mittelstandspolitikern entstandene Gesetz gibt, 
wie der Vorsitzende des Diskussionskreises Mittelstand der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Gewandt in folgendem Beitrag 
erklärt, Wirtschaft und Verbrauchern eine Handhabe, die 
Täuschung im Wettbewerb wirksam zu bekämpfen. 

Mit Genugtuung können die Ini- 
tiatoren des Gesetzentwurfes auf die 
parlamentarische Behandlung dieses 
Entwurfes zurückblicken. Sie waren 
sich von Anfang an darüber im kla- 
ren, daß es sich bei der Änderung 
des Gesetzes gegen unlauteren 
Wettbewerb um eine außerordent- 
lich schwierige  Materie handelt. 

Wie zutreffend die Initiatoren die 
Reaktion innerhalb der Öffentlichkeit 
eingeschätzt haben, zeigt sich ins- 
besondere daran, daß in manchen 
Presseberichten die jetzt verabschie- 
deten Formulierungen in ihren Aus- 
wirkungen gar nicht erkannt werden 
und deshalb fälschlicherweise von 
einem Fehlschlag gesprochen wird. 

Neben der allgemeinen Auswei- 
tung des Anwendungsbereiches des 
Paragraphen 3 UWG als der Gene- 
ralklausel für Täuschungshandlun- 
gen ergibt sich für die einzelnen 
Tatbestandsgruppen  folgendes: 

• Die beiden ersten Tatbestände, 
die sich mit der täuschenden Ver- 
wendung von Preislisten befaßten, 
haben eine wesentlich umfassendere 
Regelung dadurch gefunden, daß 
das Wort „Preislisten" in den Kata- 
log des Paragraphen 3 aufgenom- 
men wurde. 

• Ebenso haben die so heftig 
umstrittenen  Lockvogelangebote  in- 

nerhalb des Paragraphen 3 eine Re- 
gelung erfahren, und diese Rege- 
lung erscheint keineswegs so wir- 
kungslos, wie manch einer dies gern 
darstellen möchte. Der schriftliche 
Bericht des Rechtsausschusses läßt 
eindeutig erkennen, daß der Gesetz- 
geber hier eine Möglichkeit schaffen 
will, unlauteren Praktiken, die zur 
Täuschung des Verbrauchers führen, 
entgegentreten zu können. 

• Die weiteren Tatbestände, die 
sich auf täuschende Angaben über 
die Funktion des Werbung Treiben- 
den bezogen, z. B. durch die Ver- 
wendung des Wortes „Großhandel", 
haben eine wirklich sachgerechte 
Regelung in dem neuen Paragra- 
phen 6 a gefunden. Der Gesetzge- 
ber hat hier eindeutig seinen Wil- 
len zum Ausdruck gebracht, die 
Chancengleichheit in der Werbung 
für alle, die funktioneil Einzelhandel 
betreiben, wieder herzustellen. 

• Das angestrebte Verbot des so- 
genannten Kaufscheinhandels fand 
eine umfassende Regelung im neu- 
en Paragraphen 6 b. Man muß aber 
wohl schon jetzt darauf hinweisen, 
daß nur eine wirtschafts- und praxis- 
nahe Auslegung dieser Bestimmung 
dem Willen des Gesetzgebers ge- 
recht werden kann. Jede system- 
hafte  Verteilung   von   Kaufscheinen 

und ähnlichen Ausweisen wird durch 
die Bestimmung verboten. 

Es wird darauf ankommen, daß 
auch in der Rechtsprechung diese 
Auffassung ihren Niederschlag fin- 
det. Es widerspricht ganz einfach 
dem bekundeten Willen des Gesetz- 
gebers, wenn man eine Umgehungs- 
möglichkeit dergestalt zuließe, daß 
jemand sozusagen am Fließband Ein- 
kaufsausweise einzeln ausgibt. Ein 
Hinweis hierauf ist deshalb so be- 
sonders wichtig, weil in der Ver- 
gangenheit bei anderen Mißständen 
in der Absatzwirtschaft, in denen 
sich der Gesetzgeber um eine Be- 
seitigung dieser Mißstände bemüht 
hat, alle Möglichkeiten der Umge- 
hung ausgeschöpft wurden und zum 
Teil sogar mit Erfolg. Das eklatan- 
teste Beispiel dieser Art aus der 
letzten Zeit ist der erst im vorigen 
Jahr vom Bundestag verabschiedete 
Paragraph 56 a der Gewerbeord- 
nung. Hier werden die Umgehungs- 
versuche geradezu organisiert. 

• Ein weiterer von den Initiato- 
ren vorgetragener Tatbestand, näm- 
lich die Ausnutzung fremder Autori- 
tät, hat keinen unmittelbaren Nieder- 
schlag im Gesetzestext gefunden. 
Der Tatbestand wird aber wohl auch 
weitgehend an Bedeutung verlie- 
ren, weil der davon in erster Linie 
betroffene Bereich zugleich von dem 
jetzt verbotenen Kaufscheinhandel 
erfaßt wurde. 

Diese gedrängte Übersicht über 
den materiellen Inhalt der Gesetzes- 
änderung erscheint notwendig, um 
die Mißverständnisse, die sich in 
der Öffentlichkeit gezeigt haben, zu 
beseitigen. Es wird dadurch näm- 
lich deutlich, daß die Initiatoren fast 
auf der ganzen Linie ihr Ziel erreicht 
haben und dementsprechend mit 
dieser Novelle der gewerblichen 
Wirtschaft ebenso wie den Verbrau- 
chern ein Mittel in die Hand gege- 
ben wird, die Täuschung im Wett- 
bewerb wirksamer als bisher zu be- 
kämpfen. 

An der Mark 
wird nicht gerüttelt 
Fortsetzung von Seite 1 

EWG sind in Rechnungseinheiten 
= Dollar festgesetzt, bei einer Auf- 
wertung sänken also die deutschen 
Ag rarpreise - schreckten aber 
führende SPD-Politiker zurück, weil 
sie fürchteten, dieses „Opfer" — den 
selbstverständlichen Ausgleich — für 
die Bauern in ihren Reihen nicht 
durchsetzen zu können. 

Weitreichende und gewichtige 
Gründe haben den Bundeskanzler 
und die CDU/CSU veranlaßt, auf 
die neue Spekulationswelle mit einer 
schlichten Abfuhr und nicht mit einer 
Aufwertung deutlich zu antworten. 
Der Wechselkurs der D-Mark kann 
nicht nach Augenblicksüberlegungen 
geändert werden. 

Bundeswirtschaftsminister Schiller 
selbst hatte am 26. November 1968 
im    Bundestag    Gründe    genannt, 

warum die Bundesregierung eine 
einseitige Aufwertung der Deutschen 
Mark auf Verlangen ausländischer 
Partner selbst strikt ablehnen 
müsse: 

C Die Bundesregierung hält es 
für unmöglich, allein durch eine Auf- 
wertung der Mark die Währungs- 
miseren anderer Länder zu kurieren. 
Eine solche Forderung der Partner 
ist   politisch   unzumutbar. 

# Die Bundesrepublik erfüllt mit 
ihren Außenhandelsüberschüssen 
wichtige internationale Verpflichtun- 
gen (Entwicklungshilfe, Wiedergut- 
machung) und stellt den Außen- 
handelspartnern deutsches Kapital 
mit Anleihen zur Verfügung — 
braucht also Überschüsse. 

# Der andere Grund vom Novem- 
ber, Sorge vor einer neuen Rezes- 
sion, besteht gegenwärtig nicht 
mehr. Aber die anderen Gründe ge- 

gen eine einseitige Aufwertung gel- 
ten unverändert weiter. 

Einseitige deutsche Maßnahmen 
wären nur eine vorübergehende Er- 
leichterung. Jetzt kommt es darauf 
an, mindestens in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft endlich eine 
eine solidere Wirtschafts- und 
Währungspolitik gemeinsam zu 
praktizieren, aus der europäischen 
Gemeinschaft einen Hartwährungs- 
block zu machen, wie es Bundes- 
kanzler Kiesinger schon in der Re- 
gierungserklärung vom 13. Dezem- 
ber 1966 verlangte. 

Die Aufwertungsforderer über- 
sehen geflissentlich, daß ihr Vor- 
schlag noch keine Garantie für sta- 
bile Preise ist, daß seine Verwirk- 
lichung viele neue Schwierigkeiten 
schaffen würde und daß er uns ge- 
wiß nicht zu einer engeren Zusam- 
menarbeit in Europa bringt. 

Mit dem Beschluß, nicht aufzuwer- 
ten, bleibt in Europa der Zwang 
wirksam, endlich enger zusammen- 
zuarbeiten und Schwierigkeiten ge- 
meinsam zu  meistern. 
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A rbeitsförderungsgesetz 

Sicherheit für alle 
Arbeitnehmer 

Der Bundestag verabschiedete heute — nach eineinhalb- 
jährigen Beratungen des Arbeitsausschusses — das Arbeits- 
förderungsgesetz. Das AFG löst das Gesetz über Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) ab, das be- 
reits über 40 Jahre in Kraft ist. 

Durch das AFG wird die Bundes- 
anstalt für Arbeit in Nürnberg in 
die Lage versetzt, alle Maßnahmen 
zur Sicherung der Vollbeschäftigung, 
des Wachstums und der Mobilität 
der Arbeitnehmer durchzuführen, so- 
weit diese überhaupt durch die Ar- 
beitsverwaltung wahrgenommen wer- 
den können. 

Die Maßnahmen nach dem AFG 
sind im Rahmen der sozialen Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung 
darauf auszurichten, daß ein hoher 
Beschäftigungsstand erzielt, die Be- 
schäftigungsstruktur verbessert und 
damit das Wachstum der Wirtschaft 
gefördert wird. 

Durch langfristige Maßnahmen soll 
nach Möglichkeit Arbeitslosigkeit 
vermieden werden, ebenso wie un- 
terwertige Beschäftigung. Die be- 
rufliche Beweglichkeit der Erwerbs- 
tätigen soll verbessert werden, 
nachteilige Folgen für die Arbeitneh- 
mer aus der technischen Entwick- 
lung oder durch den wirtschaftlichen 
Strukturwandel sollen nach Möglich- 
keit vermieden werden. Besonders 
gefördert werden soll die berufliche 
Eingliederung körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderter. 

Besondere Aufmerksamkeit wid- 
met das AFG der Frage der Ein- 
gliederung der Frauen, die sich in 
der dritten Lebensphase — also 
nach dem Herauswachsen der Kin- 
der _ wieder dem Arbeitsleben zur 
Verfügung stellen wollen. 

Ein besonderer Abschnitt ist der 
Sicherung der Arbeitsmöglichkeiten 
für ältere Arbeitnehmer gewidmet, 
nicht nur die üblichen Eingliede- 
rungsmaßnahmen kommen für ältere 
Arbeitnehmer in Betracht, sondern 
unter bestimmten Voraussetzungen 
auch Zuschüsse seitens der Arbeits- 
verwaltung für besonders schwer 
einzugliedernde Personen. 

Alle denkbaren Hilfen 

Das Instrumentarium der Bundes- 
anstalt für Arbeit wird entsprechend 
den gewachsenen Aufgaben erwei- 
tert. Ausgebaut werden soll die Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung, 
die die Bundesanstalt mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung abstimmen soll. Die Be- 
rufsberatung wird künftig eine wach- 
sende Bedeutung erhalten. 

Während das bisher geltende 
AVAVG vorrangig die Aufgabe hat, 
dem Arbeitnehmer vor wirtschaft- 
licher Notlage im Falle der Arbeits- 
losigkeit zu schützen — entweder 
durch Vermittlung eines anderen Ar- 
beitsplatzes oder durch Geldleistun- 
gen — ist der Hauptzweck des Ar- 
beitsförderungsgesetzes der, dem 
arbeitenden Menschen alle denkba- 

ren Hilfen anzubieten, einen seinen 
Fähigkeiten und Leistungen entspre- 
chenden Platz im Berufsleben zu si- 
chern. 

Gefördert werden Umschulungs- 
maßnahmen, Maßnahmen des be- 
ruflichen Aufstiegs; auch für die 
Erstausbildung in Lehrberufen wer- 
den Beihilfen zur Verfügung gestellt, 
wenn die Eltern des Auszubildenden 
wirtschaftlich nicht in der Lage sind, 
unter zumutbaren Bedingungen die 
Ausbildung ihres Kindes aus eige- 
ner Kraft zu finanzieren. 

Die Bemessungsgrenze für die 
Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz im Falle der Arbeits- 
losigkeit wird auf die Beitragsbe- 
messungsgrenze in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung angeho- 
ben (z. Z. 1700 DM) und mit dieser 
dynamisiert. Damit ist sichergestellt, 
daß   auch   gutverdienende   qualifi- 

zierte Arbeiter und Angestellte im 
Falle der Arbeitslosigkeit in ihrem 
Lebensstandard nicht zu stark ab- 
sinken. Auch die Beitragsbemes- 
sungsgrenze wird entsprechend an- 
gehoben. 

Mittelbar Streikbetroffene werden 
von den Leistungen der Bundes- 
anstalt bei Arbeitslosigkeit nicht 
ausgeschlossen, es sei denn, sie 
sind im Streik wirtschaftlich inter- 
essiert. Das Schulungsgeld bei 
Maßnahmen der Umschulung und 
der Förderung des Berufsaufstiegs 
beträgt grundsätzlich 120 Prozent 
des Arbeitslosengeldes. Verbessert 
werden die Voraussetzungen für 
den Bezug von Kurzarbeitergeld. 

Ein wichtiges Gesetz 

Alle Aufgaben der Bundesanstalt 
werden für eine Übergangszeit aus 
Beitragsmitteln und aus dem Ver- 
mögen der Bundesanstalt finanziert. 
Bis Ende 1972 hat die Bundesregie- 
rung zu berichten, welche Aufgaben 
künftig durch die Allgemeinheit zu 
finanzieren sind. 

Das Arbeitsförderungsgesetz ist 
eines der bedeutsamsten Gesetz- 
gebungswerke dieser Legislatur- 
periode, das in einer engen Ver- 
bindung mit dem Ausbildungsförde- 
rungsgesetz und dem Berufsbil- 
dungsgesetz zu sehen ist, die eben- 
falls beide in dieser Legislatur- 
periode verabschiedet werden sol- 
len. 

Keine Verjährung für 
SED-Verbrechen 

Die Auseinandersetzung um die 
Frage, ob Mord und Völkermord 
verjähren sollen, hat sich fast aus- 
schließlich um die Scheußlichkeiten 
und ihre Nachwirkungen gedreht, 
die durch die Nationalsozialisten 
während des letzten Krieges verübt 
worden sind. 

Wir müssen aber bei der Suche 
nach einer gesetzlichen Neuregelung 
auch daran denken, daß Lösungen 
gefunden werden, durch die jene 
Morde nicht verjähren, die seit Jah- 
ren — und bis in die Gegenwart 
fortdauernd — immer noch an Zo- 
nengrenze und Berliner Mauer von 
Deutschen an Deutschen verübt 
werden. 

Im Zeitraum vom 25. Oktober 
1961 bis heute sind 9392 Verfahren 
wegen des Verdachts einer verbre- 
cherischen Handlung in Demarka- 
tionslinie und Mauer eingeleitet 
worden. Die „Zentrale Erfassungs- 
stelle der Landesjustizverwaltungen 
in Salzgitter", die sich mit der Er- 
mittlung kommunistischer Gewalt- 
akte an der Trennungslinie zwi- 
schen Bundesrepublik und Mittel- 
deutschland beschäftigt, hat bisher 
3027 Fälle von Schußwaffengebrauch 
registriert, davon an der Zonen- 
grenze allein 82 Tötungsdelikte. 
Mit den an der Berliner Mauer fest- 
gestellten Verbrechen liegt die 
Zahl der Tötungsdelikte bei etwa 
200. Bei 1830 Verfahren hat sich der 
Verdacht  bisher  nicht   bestätigt,   in 

3287 eingeleiteten Verfahren konnte 
einer oder mehrere Täter ermittelt 
werden. 

Die genannte Erfassungsstelle ist 
eine Parallelinstitution zur „Lud- 
wigsburger zentralen Stelle", die zur 
Aufklärung von Verbrechen während 
der nationalsozialistischen Zeit ein- 
gerichtet worden ist. In Salzgitter 
werden Straftaten erfaßt, Beweise 
gesammelt und Nachforschungen 
angestellt. Es handelt sich dabei 
vor allem um gewaltsame Eingriffe 
des „NVA — Kommandos Grenze" 
gegen die Freizügigkeit von deut- 
schen Bürgern. 

In letzter Zeit hat sich die Tätig- 
keit der genannten Erfassungsstelle 
besonders auf die vielen mittlerweile 
bekanntgewordenen Fälle von 
Rechtsbeugung, Körperverletzung 
und Nötigung konzentriert, die durch 
Flüchtende oder aus den Zuchthäu- 
sern entlassene ehemalige politische 
Häftlinge bekanntgeworden sind. 

Die in Salzgitter registrierten Zah- 
len sind daher nur ein Bruchteil der 
wirklichen Verbrechen. Durch auf- 
klärende Arbeit muß den Soldaten 
der SED immer aufs neue deutlich 
gemacht werden, daß sie dann, 
wenn sie gegen das elementare 
Menschenrecht der Freizügigkeit 
vorgehen und die Waffe einsetzen, 
ein Verbrechen begehen, das ver- 
folgt und gesühnt wird. 

Dr. W. Marx, MdB 

MM] 
Hanns Schreiner, Pressespre- 

cher der CDU-Landtagsfraktion 
Rheinland-Pfalz, folgte einem Ruf 
in der Mainzer Staatskanzlei als 
Leiter der Abteilung Öffentlich- 
keitsarbeit und Planung. 

Zum neuen Landesvorsitzen- 
den der Jungen Union Saar 
wurde Manfred Montnacher ge- 
wählt. Er löste den bisherigen 
Vorsitzenden Gerd Weber ab. 

Kai-Uwe von Hassel, Bundes- 
tagspräsident, hat mit einem 
alten Brauch gebrochen. Im Ge- 
gensatz zu seinen Vorgängern 
läßt sich der neue „erste Abge- 
ordnete" sein Mittag- und Abend- 
essen nicht mehr separat servie- 
ren, sondern mischt sich im Bon- 
ner Bundeshaus-Restaurant unter 
das „parlamentarische Fußvolk". 

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion 
in Hamburg wählte Dr. Jürgen 
Westphal zum stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden. Sein Vor- 
gänger, Dr. Jürgen Gündisch, 
hatte aus beruflichen Gründen 
auf sein Amt verzichtet. Als Bei- 
sitzer wurde Dr. Klaus-Jürgen 
Juhnke in den Fraktionsvorstand 
gewählt. 

* 
Prof. Dr. Hans Müller von der 

Juristischen Fakultät der Univer- 
sität ist auf Vorschlag der CDU 
erneut zum Mitglied des Ham- 
burgischen Verfassungsgerichts 
gewählt worden. 

Gerd Reddemann, Bundestags- 
kandidat im Wahlkreis Hagen, 
gab zusammen mit Dr. Lothar 
Kraft, dem früheren Bundesge- 
schäftsführer der Jungen Union, 
und anderen Autoren der Jungen 
Union das Buch „Mit der Union 
in die Zukunft" heraus. 

Helmut Elfring (36), MdL, leitet 
den Beirat für familienpolitische 
Fragen beim CDU-Landespräsi- 
dium Nordrhein-Westfalen. 

Hans Eigner, der langjährige 
Landesgeschäftsführer der Jun- 
gen Union Hessen, wurde in 
Niederroden zum hauptamtlichen 
Bürgermeister gewählt. 

* 
Franz-Josef Strauß, Bundes- 

finanzminister, konnte aus der 
Hand des DIHT-Vorstandsmitglie- 
des Alfried Holle ein höchst un- 
gewöhnliches Geschenk entge- 
gennehmen. Holle ließ in seiner 
eigenen Druckerei 500 Exemplare 
eines blau-gold-weißen Bier- 
flaschen-Etiketts mit der Auf- 
schrift „Fiskator - Starkbier-Mei- 
sterbräu Franz-Josef Strauß" 
herstellen. 
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Der CDU-Landesverband in 
Schleswig-Holstein veranstaltet 
am 21. Mai in Kiel einen familien- 
politischen Kongreß. Das Haupt- 
referat wird Frau Bundesminister 
Aenne Brauksiepe zu dem Thema 
„Die Grundlagen künftiger Fami- 
lienpolitik" halten. Die Landes- 
vorsitzende der Vereinigung der 
Frauen in der CDU, Frau Anne- 
marie Schuster, MdL, wird die 
Delegierten begrüßen und auch 
das Schlußwort sprechen. An Ar- 
beitskreisthemen dürften die „Fa- 
milienpolitik zwischen Romantik 
und Recht" und „Familienenquete 
zwischen praktischer Politik und 
Papierkorb" besonders interes- 
sieren. 

Auf Initiative der im DGB or- 
ganisierten Mitglieder der CDU- 
Sozialausschüsse wurde in Köln 
eine Arbeitsgemeinschaft ge- 
gründet. Die Arbeitsgemein- 
schaft christlich demokratischer 
DGB-Gewerkschaftler will: Im 
DGB aus christlich sozialer Sicht 
Anregungen und Impulse geben, 
um die Gewerkschaftsarbeit der 
heutigen Zeit entsprechend zu 
gestalten; in der CDU die ge- 
werkschaftlichen Anliegen besser 
zu Gehör bringen. 

Öffentlichkeitsarbeit 

Modernes Partei- 
leben zieht 
Mitglieder an 

Der heutige Beitrag über 
eine verstärkte Mitglieder- 
werbung beschäftigt sich mit 
den Argumenten und Gegen- 
argumenten, die im allgemei- 
nen bei der Frage eines Par- 
teibeitritts eine Rolle spielen. 
Die Voraussetzung für jede 
erfolgreiche Mitgliederwerbe- 
Aktion aber ist und bleibt ein 
attraktives und transparentes 
Parteileben. 
# Ich bin einmal in einer Partei 

gewesen; das hat mir genug ge- 
schadet; noch einmal mache ich das 
nicht! 

# Wenn ich Mitglied einer Partei 
werde, muß ich zu allem Ja und 
Amen sagen und alles mit Haut und 
Haaren fressen, was die da oben 
beschließen. 

# Warum soll ich überhaupt Mit- 
glied werden? Ich wähle die Partei 
doch ohnehin seit 1945. Ich bin so- 
gar bereit, dann und wann mal was 

zu   spenden.  Warum   also   Mitglied 
werden? Was habe ich davon? 

Wir sollten den Bürgern darauf- 
hin zu bedenken geben: 

Zum NSDAP-Argument: 

# Die NSDAP war wirklich keine 
demokratische Partei; deshalb ist 
es unsachlich und ungerecht, sie 
mit unseren heutigen demokrati- 
schen Parteien zu vergleichen. Wenn 
man einmal den falschen Weg ge- 
gangen ist, soll man sich deshalb 
nicht die Beine amputieren lassen! 

Das Unglück des Dritten Reiches 
und seine Diktatur war wesentlich 
eine Folge des mangelnden politi- 
schen Engagements vor 1933. Darum 
sollten gerade die, die damals aus 
ehrlichen, aber mißbrauchten Moti- 
ven den falschen Schritt taten, jetzt 
einsehen, daß wir auch diesen unse- 
ren Staat nur erhalten werden, 
wenn wir uns stärker engagieren 
als in der Weimarer Republik zwi- 
schen 1918 und 1933. 

rade   in   der  CDU   als   der   ersten 
deutschen Volkspartei gilt das. 

Eine Partei erwartet von ihren 
Mitgliedern zwar Solidarität und 
Loyalität, aber nicht Unterwerfung, 
Uniformität und blindes Ja-Sagen. 
Beispiel: Die höchst kontroversen 
Diskussionen in den Orts- und 
Kreisverbänden zum Berliner Pro- 
gramm. 

Zum Argument: Was habe ich da- 
von? 

Nur als Parteimitglied kann ich 
wirklich mitentscheiden. Als Wähler 
kann    ich    die    Kandidatenauswahl 

Der Einzelne kann mitentscheiden 
Zum zweiten Argument: 

In einem Land mit zwei, drei oder 
vier Parteien ist es für jeden ganz 
unmöglich, eine Partei zu fin- 
den,  die  ihm  hundertprozentig  ge- 

fällt. Je weniger Parteien es gibt, 
desto größer ist ihre innere Spann- 
weite. Desto mehr kann also der 
einzelne innerhalb dieser Partei 
selbst seinen Platz bestimmen. Ge- 

Fernsehen, Funk, Film 
Das rundfunkpolitische Klima in der Bundes- 

republik, das durch stark von Emotionen geprägte 
Diskussionen im Zusammenhang mit der geplanten 
Gebührenordnung zeitweilig ein bißchen zuviel von 
„Tiefs" bestimmt war, hat sich in jüngster Vergangen- 
heit spürbar verbessert. Ein Zeichen dafür unter 
vielen anderen ist das Angebot des ARD-Vorsitzen- 
den, Intendant Christian Wallenreiter, an den Arbeits- 
kreis Rundfunk zu einem Gespräch über die Sechs- 
Punkte-Anfrage in den Länderparlamenten, insbe- 
sondere über die Ordnung im Mittelwellenbereich 
des Hörfunks. Der Arbeitskreis hat das Angebot in 
seiner letzten Sitzung am 9. Mai angenommen und 
einen Termin dafür — gemeinsam mit der Rundfunk- 
kommission der Fraktionsvorsitzenden-Konferenz — 
für Mitte Juni in Aussicht genommen. 

Beide Seiten versprechen sich davon eine sach- 
liche Diskussion, bei der noch offene Fragen ge- 
klärt werden können. Das Sechs-Punkte-Programm, 
das bis zu diesem Termin in allen Landtagen und 
Bürgerschaften eingebracht sein wird, bietet dazu 
eine gute Grundlage. Es handelt sich dabei im ein- 
zelnen um das von den Ministerpräsidenten ge- 
forderte Versorgungswerk für Journalisten, die 
Weiterentwicklung des Schul- und Hochschulfern- 
sehens, ein gemeinsames Konzept für die dritten 
Fernsehprogramme, die Ordnung im Mittelwellen- 
bereich  des Hörfunks, die Schaffung eines einheit- 

lichen Haushaltsrechts und die Festlegung eines Teils 
der Gebühren-Mehreinnahmen für neue technische 
Entwicklungen. Der Arbeitskreis wird in der Zwischen- 
zeit den Landtags- und Bürgerschaftsfraktionen 
Unterlagen zu den einzelnen Themenkreisen zur 
Verfügung stellen. Mit Ausnahme von Schleswig- 
Holstein haben sich bisher alle CDU- bzw. CSU- 
Landtagsfraktionen mit der Anfrage befaßt oder be- 
reits Anträge bzw. Anfragen eingebracht Im übrigen 
hat der Arbeitskreis die einheitliche Aktivität in den 
Länderfraktionen der Union „mit Genugtuung" zur 
Kenntnis genommen. 

In seiner letzten Sitzung befaßte sich der Arbeits- 
kreis außerdem mit den Möglichkeiten, einen Bundes- 
fernsehpreis zu schaffen. Über Form und Voraus- 
setzungen soll mit den zuständigen Stellen ge- 
sprochen werden. Ein weiterer wichtiger Punkt war 
ein Bericht des Berliner CDU-Landesvorsitzenden 
Peter Lorenz über die Situation an der Berliner 
Filmakademie, die sich nach dem Hinauswurf von 
18 besonders radikalen Anhängern der sogenannten 
außerparlamentarischen Opposition spürbar nor- 
malisiert hat. Der Arbeitskreis wird die Situation 
weiterhin sorgfältig beobachten und zu verhindern 
suchen, daß die Akademie ihrem Zweck, besonders 
begabte junge Film- und Fernsehschaffende weiter- 
zubilden,   entfremdet   wird. -dz- 

Vorbereitungen 
zur Wahl 

Der Landesverband Nordbaden 
hatte die Wahlkreiskandidaten, Land- 
tagsabgeordneten, Kreisvorsitzen- 
den, Kreisgeschäftsführer und eine 
Anzahl kommunale Mandatsträger zu 
einer Klausurtagung zur Vorberei- 
tung des Bundestagswahlkampfes 
nach Neckarelz eingeladen. Der Lei- 
ter des Wissenschaftlichen Instituts 
der Konrad-Adenauer-Stiftung, Ger- 
hard Elschner, sprach über das The- 
ma „Zum Image der Parteien und 
zur Wahlkampfstrategie der CDU". 
Dem Vortrag schloß sich eine leb- 
hafte Aussprache an, in der auch die 
wahlpolitische Lage in Nordbaden 
und die notwendigen Wahlkampf- 
maßnahmen besprochen wurden. 

Am zweiten Tag der Veranstal- 
tung referierten die Bundestagsab- 
geordneten Dr. Güde,- Baier, Dr. 
Artzinger, Meister und Prof. Wahl 
in Kurzvorträgen über spezielle 
Wahlkampfthemen. Kultusminister 
Prof. D. Dr. Hahn erläuterte den Ge- 
samthochschulplan Baden-Württem- 
bergs und betonte, daß die CDU 
des Landes eine klare Vorstellung 
über den künftigen Weg der Bil- 
dungspolitik habe. 

Die Tagung habe, so betonte Lan- 
desvorsitzender Dullenkopf in sei- 
nem Schlußwort, den Anwesenden 
eine Fülle von Erkenntnissen und 
Anregungen gegeben, die im Wahl- 
kampf ausgewertet werden müßten. 
Aus dem Kreis der Anwesenden 
wurde der Wunsch laut, solche 
Klausurtagungen mindestens ein- 
mal jährlich durchzuführen. 

und das Programm beeinflussen. 
Nur als Mitglied kann ich mich voll 
informieren. Nur als Mitglied kann 
ich womöglich eines Tages selbst 
Kandidat sein. Aber schließlich auch: 
Nur als Mitglied erfülle ich voll 
meine staatsbürgerliche Pflicht. Wo 
käme unter Land hin, wo wäre es 
nach 1945 hingekommen, wenn je- 
der nur sagte: „Die anderen bitte!" 

Wird fortgesetzt 
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Zwanzig Jahre Grundgesetz 

Eine Verfassung 
für unsere Zeit 

Am 23. Mai 1949 stellte der Parlamentarische Rat in Bonn 
fest, das am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen 
Rat beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland ist in der Woche vom 16. bis 22. Mai 1949 durch 
die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der beteiligten 
deutschen Länder angenommen worden. Auf Grund dieser 
Feststellung hat der damalige Präsident des Parlamentari- 
schen Rates und späterer Bundeskanzler, Dr. Konrad Aden- 
auer, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet. 

Die Gründung der Bundesrepu- 
blik Deutschland erfolgte im Be- 
wußtsein gesamtdeutscher Verant- 
wortung. Das deutsche Volk in der 
Bundesrepublik hat, wie es in der 
Präambel des Grundgesetzes heißt, 
„auch für jene Deutschen gehan- 
delt, denen mitzuwirken versagt 
war". Zugleich wurde das gesamte 
deutsche Volk „aufgefordert, in 
freier Selbstbestimmung die Einheit 
und Freiheit Deutschlands zu voll- 
enden". Durch Artikel 146 hat sich 
das Grundgesetz selbst einer frei 
gewählten gesamtdeutschen Natio- 
nalversammlung zur Disposition ge- 
stellt. 

Diese Bestimmungen des Grund- 
gestezes sind keine bloßen Dekla- 
mationen, sondern, wie auch das 
Bundesverfassungsgericht festge- 
stellt hat, geltendes Verfassungs- 
recht, das für alle Organe der Bun- 
desrepublik Deutschland verbindlich 
ist. Diese Verbindlichkeit besteht 
auch für die gegenwärtige Bundes- 
regierung. Daher müssen alle Be- 
mühungen um eine „Entspannungs- 
politik" dort ihre Grenze finden, wo 
sie auf die völkerrechtliche Aner- 
kennung der „DDR" als zweiter 
deutscher souveräner Staat hinaus- 
laufen. 

Keine bloße Deklamation 

Da das Recht eines jeden Volkes 
auf Selbstbestimmung durch die 
Charta der Vereinten Nationen an- 
erkannt ist, da die Siegermächte im 
Potsdamer Abkommen vereinbart 
haben, die endgültige Regelung der 
deutschen Grenzen einem Friedens- 
vertrag vorzubehalten und da sich 
schließlich unsere westlichen Ver- 
bündeten in den Pariser Verträgen 
verpflichtet haben, das deutsche 
Volk in seinem Streben nach Wie- 
dervereinigung mit friedlichen Mit- 
teln zu unterstützen, ist kein ver- 
nünftiger Grund für eine vorzeitige 
Preisgabe des grundgesetzlich ver- 
ankerten deutschen Rechtsstand- 
punktes vor Abschluß eines Frie- 
densvertrages ersichtlich, der die 
Stellung des deutschen Volkes in 
Europa und der Welt umfassend re- 
gelt. 

Der in der Präambel des Grund- 
gesetzes zum Ausdruck gebrachte 
Wille des deutschen Volkes, „seine 
nationale und staatliche Einheit zu 
wahren", verbindet sich mit dem 
Willen, „als gleichberechtigtes Glied 
in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen". Auch 
das ist keine bloße Deklamation. Ge- 

mäß Artikel 25 GG sind die allge- 
meinen Regeln des Völkerrechts 
„Bestandteil des Bundesrechtes. Sie 
gehen den Gesetzen vor und erzeu- 
gen Rechte und Pflichten unmittel- 
bar für die Bewohner des Bundes- 
gebietes". 

Das Grundgesetz hat auch die 
Auffassung von der absoluten Sou- 
veränität des Staates über Bord ge- 
worfen. Der Bund kann gemäß Ar- 
tikel 24 GG durch einfaches Gesetz 
Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche 
Einrichtungen übertragen. Er ist auch 
bereit, „in die Beschränkungen sei- 
ner Hoheitsrechte einzuwilligen, die 
eine friedliche und dauerhafte Ord- 
nung in Europa und zwischen den 
Völkern der Welt herbeiführen und 
sichern". 

Weiterhin erklärt das Grundgesetz 
die Bereitschaft der Bundesrepublik, 
zur Regelung zwischenstaatlicher 
Streitigkeiten sich einer allgemeinen 
umfassenden obligatorischen 
Schiedsgerichtsbarkeit zu unterwer- 
fen. 

Konrad Adenauer als Bundes- 
kanzler und die CDU/CSU als füh- 
rende Regierungspartei können für 
sich das Verdienst in Anspruch neh- 
men, die auf Einordnung des deut- 
schen Volkes in die politische und 
rechtliche Gemeinschaft der freien 
Völker Europas und der westlichen 
Welt gerichteten Vorschriften des 
Grundgesetzes durch ihre europä- 
ische atlantische Politik verwirk- 
licht zu haben. Die CDU/CSU war 
die treue Stütze Konrad Adenauers, 
als er die Bundesrepublik in den 
Europarat, die Montanunion, die 
EWG, die Euratom-Gemeinschaft, die 
Westeuropäische Union und in die 
NATO hineinführte. 

Das Grundgesetz ist kein Stück 
Papier, keine leere Formel geblie- 
ben, sondern hat nicht zuletzt dank 
der erfolgreichen Politik der CDU/ 
CSU in den vergangenen zwanzig 
Jahren Leben und Gestalt gewon- 
nen. 

Bei aller Anerkennung der Bewäh- 
rung des Grundgesetzes und der Un- 
wandelbarkeit seiner Fundamental- 
normen müssen wir bereit sein, un- 
sere verfassungsrechtliche Ordnung 
unter dem Gesichtspunkt ihrer Prak- 
tikabilität und Funktionsfähigkeit der 
modernen Entwicklung anzupassen. 

Prof. Dr. Süsterhenn, MdB 

Freiheit der Wissenschaft 
garantieren 

In einer Stellungnahme zu den 
Warnungen der Präsidenten der Wis- 
senschaftsorganisationen, wonach 
die Forschung an den Universitäten 
der Bundesrepublik gefährdet sei, 
erklärte der Kulturexperte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, der Bun- 
destagsabgeordnete Dr. Berthold 
Martin, die Bedenken der Präsiden- 
ten seien begründet. Es habe sich 
nämlich gezeigt, daß über die von 
den Landesregierungen in Nord- 
rhein-Westfalen, Hessen und Ham- 
burg vorgelegten Hochschulgesetze 
mit Hilfe der allgemein bejahten 
Kontinuität in der Universitätsleitung 
versucht werde, die im Grundgesetz 
garantierte Freiheit von Forschung 
und Lehre durch ein zu starkes 
staatliches Eingriffsrecht in Frage zu 
stellen. 

Gegen diese Aushöhlung der ver- 
fassungsmäßig niedergelegten Wis- 
senschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 des 
Grundgesetzes) richte sich zum Bei- 
spiel in Nordrhein-Westfalen der 
geschlossene und gemeinsame 
Widerstand von Professoren, As- 
sistenten  und   Studenten. 

Dr. Martin sagte wörtlich: „Wer 
glaubt, die säkularen Probleme der 
Hochschulreform durch staatliche 
Eingriffe lösen zu können, verkennt 
die Tatsache, daß es bei den Uni- 
versitäten nicht um ein Kommandie- 
ren, sondern um die Unabhängigkeit 

der Wissenschaftspflege in For- 
schung und Lehre geht. Die Univer- 
sitäten verlieren ihre kritische Funk- 
tion, wenn sie vom Staat bevormun- 
det oder dem Proporz gesellschaft- 
licher Kräfte überantwortet werden. 
Der Protest der deutschen Spitzen- 
organisationen, die praktisch Wis- 
senschaft und Forschung im gesam- 
ten Bundesgebiet repräsentieren, ist 
als Alarmzeichen anzusehen. Ein 
Konflikt zwischen den Repräsentan- 
ten der Wissenschaft und einigen 
Bundesländern wäre sehr verhäng- 
nisvoll. 

In dieser Situation muß deutlich 
an die im Grundgesetz garantierte 
Freiheit der Wissenschaft erinnert 
werden, an der sich die Hochschul- 
gesetzgebung der Länder auszurich- 
ten hat. Der Alarmruf der Präsiden- 
ten zeigt an, daß ein Hochschul- 
rahmengesetz des Bundes auf der 
Grundlage eines kooperativen Föde- 
ralismus notwendig ist, um die Frei- 
heit der Wissenschaft zu garantie- 
ren. 

Im übrigen wies Dr. Martin mit 
allem Nachdruck darauf hin, daß die 
CDU/CSU-Fraktion von Anfang an 
einer Besetzung der Universitäts- 
gremien nach einem schematischen 
Proporzsyystem widerstanden habe, 
während SPD und FDP die Drittel- 
parität teilweise zugestanden haben. 

POLITISCHES 
LEXIKON 

Deutscher Gewerkschaftsbund 
(DGB): Von seinen zur Zeit rund 

6,5 Millionen Mitgliedern gehören 
etwa 370 000 der SPD und 80 000 
der CDU an. Im Oktober 1949 
schlossen sich die zuvor in den 
ersten Nachkriegsjahren gegrün- 
deten 16 Einzelgewerkschaften 
zum DGB zusammen. Sein ober- 
stes Organ ist der Bundeskon- 
greß, der im Turnus von drei Jah- 
ren zusammentritt. Zwischen den 
Kongressen fungiert der mit 70 
Mitgliedern besetzte Bundesaus- 
schuß als höchstes DGB-Organ. 
Der vom Bundeskongreß ge- 
wählte für die Geschäftsführung 
zuständige Bundesvorstand hat 
neben dem Vorsitzenden zwei 
Stellvertreter sowie für die zehn 
verschiedenen Hauptabteilungen 
je einen verantwortlichen Leiter. 

Regional ist der DGB in neun 
verschiedene Landesbezirke auf- 
gegliedert. Die Zahl der Dele- 
gierten, mit der die Einzelge- 
werkschaften auf dem Bundes- 
kongreß vertreten sind, richtet 
sich nach der Mitgliederzahl. Zur 
Zeit stellt die IG Metall mit 131 
Delegierten die größte Gruppe. 
Es folgt mit 67 Vertretern die Ge- 
werkschaft ÖTV; die IG Bergbau 
entsendet 31 Delegierte und die 
IG Bau und die IG Chemie je 
34, während die Gewerkschaften 
Kunst und Leder mit je drei Dele- 
gierten die kleinste Gruppe stel- 
len. 

Volkskammer: Die so bezeich- 
nete Volksvertretung in der „DDR" 
hat nach dem Prinzip der Gewal- 
tenkonzentration eine starke 
rechtliche Stellung. In Paragraph 
50 der „DDR"-Verfassung wird 
sie das „höchste Organ der Re- 
publik" genannt. Angesichts der 
wirklichen Machtverhältnisse im 
anderen Teil Deutschlands hat 
die Volkskammer jedoch nur die 
Funktion eines Scheinparla- 
mentes 

Im Laufe ihrer zwanzigjährigen 
Geschichte erhielt sie ihre sech- 
ste Geschäftsordnung. Diese soll 
eine verstärkte Kontrolle über 
den Erlaß von Gesetzen und Be- 
schlüssen und die „Erhöhung 
der wissenschaftlich fundierten 
Tätigkeit" garantieren. Im Präsi- 
dium der Volkskammer sind nun 
alle neun Fraktionen — auch der 
Kulturbund und die FDJ- vertre- 
ten. Einen Ältestenrat gibt es 
nicht mehr. In den 16 Ausschüs- 
sen, von denen keine parlamen- 
tarische Arbeit im Sinne des 
Deutschen Bundestages geleistet 
wird, dürfen künftig auch Fach- 
leute und Gutachter zur Mitarbeit 
herangezogen werden. 
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BRIEFE 
Solange ich mich erinnern kann, 

wird in Fachkreisen wie in der 
Öffentlichkeit über die Schulbuch- 
zensur gestritten. 

Es gibt Bestrebungen, die Prü- 
fung von Schulbüchern überhaupt 
auf eine andere Ebene zu verlagern. 
Wie ich hörte, sind im Mainzer Kul- 
tusministerium entsprechende Über- 
legungen im Gange. 

Evelyn   M.,  Mainz 

Antwort: Fortwährende Klagen 
von Erziehungsberechtigten über den 
allzu häufigen Wechsel der Unter- 
richtsmittel haben Kultusminister 
Vogel veranlaßt, das bisherige Zu- 
lassungsverfahren für die Einführung 
von Schulbüchern in Frage zu stel- 
len. 

Wie sein Ministerium mitteilt, ist 
daran gedacht, in absehbarer Zeit 
eine unabhängige Kommission ein- 
zusetzen, in der nicht nur Fachlehrer 
aller Schulgattungen, sondern auch 
der Landeselternbeirat und die Ver- 
einigung der Schulbuchverlage ver- 
treten sind. Diese Kommission wird 
prüfen, welche Kriterien zukünftig 
bei der Auswahl von Schulbüchern 
gelten sollen. 

Darüber hinaus sollte sie eine 
Regelung anstreben, die für jedes 
Fach die Zahl der zugelassenen 
Lehrbücher beschränkt und die Zu- 
lassung selbst auf eine bestimmte 
Zeit befristet. Ferner sollte sicher- 
gestellt werden, daß in jedem Stadt- 
bzw. Landkreis in denselben Schu- 
len nur dieselben Bücher benutzt 
werden. 

Um einen Überblick über die ein- 
geführten Lehrbücher zu bekommen, 
wird zur Zeit geprüft, welche Bücher 
verschiedenen Schulgattungen nach 
in welchen Klassenstufen an den 
dem Stand vom 1. März 1969 benutzt 
werden. Um die Arbeit der unab- 
hängigen Schulbuchkommission nicht 
zu erschweren, werden bis zum 
Ende des Schuljahres 1970/71 keine 
neuen Schulbücher eingeführt. 

Aus den Vereinigungen 

CDU-Polizei- 
Kongreß 

Am 5. und 6. Mai 1969 fand im 
Kurhaus Bad Hamm ein Kon- 
greß des CDU-Poiizeiarbeitskreises 
Westfalen-Lippe statt. An der Ver- 
anstaltung nahmen etwa 130 Polizei- 
beamte als Delegierte fast aller 
Kreisverbände Westfalen-Lippe teil. 
Unter ihnen befanden sich auch 
zahlreiche junge Beamte von den 
Polizeischulen sowie eine Vertretung 
des Arbeitskreises christlich-demo- 
kratischer Polizeiangehöriger im 
CDU-Landesverband   Berlin. 

Im Mittelpunkt des Kongresses 
stand eine Rede des Vorsitzenden 
des Landespräsidiums der CDU 
von Nordrhein-Westfalen, Dr. Wil- 
helm Lenz, MdL. 

Der Kongreß wählte zum I.Vor- 
sitzenden des Arbeitskreises „Poli- 
zei" Gerhard Körte, Gelsenkirchen. 
Körte wandte sich entschieden 
gegen „einseitige SPD-Propaganda 
bei der Polizei in Nordrhein-West- 
falen". 

Landtagsabgeordneter 
hob hervor: 

Volmer 

Angesichts der Unruhe in der 
Jugend und in unserer Gesellschaft 
überhaupt sei eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen Politikern und Poli- 
zei notwendig, „nicht im Sinne einer 
Staatsallmacht, die ihre Polizei miß- 
braucht", so sagte er, „sondern im 
Sinne eines umfassenden Verständ- 
nisses, daß beide Kräfte alles tun 
müssen, um unsere Demokratie vor 
denen zu schützen, die sie zerstören 
wollen". 

Dr. Wilhelm Lenz verlangte in 
seiner Rede, daß die CDU sich an 
die Spitze der notwendigen Refor- 
men in Staat und Gesellschaft stellt. 
Durch derartige Reformen, nicht nur 
in der Polizei, sondern in allen Zwei- 
gen des öffentlichen Dienstes, gelte 
es, dem kleinen Kern von Radikalen 
zu begegnen. Die Unruhe in der 
Gesellschaft könne letzthin nicht 
durch die Polizei, sondern nur durch 
die Politik beseitigt werden. Anzu- 
streben sei auf Bundesebene die 
Gründung eines CDU-Arbeitskreises 
der Polizei. 

Neuer Vorsitzender der 
nordbadischen KPV 

Die Kommunalpolitische Vereini- 
gung des Landesverbandes Nord- 
baden führte ihre diesjährige Ver- 
treterversammlung in Wiesloch, Land- 
kreis Heidelberg, durch. Der lang- 
jährige Vorsitzende, Erster Bürger- 
meister i. R. Dr. Dr. Hermann Ha- 
gen, Heidelberg, hatte aus Alters- 
gründen  auf seine Wiederwahl ver- 

zichtet. Landesvorsitzender Dullen- 
kopf sprach Dr. Hagen den Dank 
des Landesverbandes für seine her- 
vorragenden Verdienste aus. Dr. Ha- 
gen war 18 Jahre lang Vorsitzender 
der KPV Nordbaden. 

Mit großer Mehrheit wurde Ober- 
bürgermeister   Dr.   Adolf   Bieringer, 

Hinweise und Termine 
ERP-Kredite für die 
deutsche Wirtschaft 1969 
Diese  Broschüre soll 

— den interessierten Leser über 
die Entwicklung und die Leistungen 
des ERP-Sondervermögens unter- 
richten 

— den Kreditsuchenden auf die 
verschiedenen Kredit-Programme 
des ERP-Sondervermögens hinwei- 
sen und die Voraussetzungen für 
die Gewährung eines Kredits auf- 
zeigen 

— alle diejenigen in ihrem Bemü- 
hen unterstützen, Kreditsuchende 
zweckmäßig zu beraten und zu 
betreuen. 

Einzelexemplare sind kostenlos 
bei Ihrem zuständigen Landesver- 
band oder bei der Bundesgeschäfts- 
stelle Ref. Öffentlichkeitsarbeit, 
53 Bonn, Nassestr. 2, zu beziehen. 

Vorschau Mai 1969 
28. 5. Mittelstands- 

vereinigung - Bunc 
Mittelstandstag Dortmund 

30. 5. LV Hessen Kreisgeschäftsführer- 
tagung 

Ostrich 

30. 5. CDU - Bund Wehrpolitische 
Regionaltagung 

Wuppertal 

30./31. 5. JU Bayern Landestag Landshut 
31. 5. LV Hessen Kreisvorsitzenden- 

konferenz 
Ostrich 

Juni 1969 

6. 6. CDU - Bund Wehrpolitische 
Regionaltagung 

Koblenz 

6. 6. LV Württemberg- Geschäftsführender Sigmaringen 
Hohenzollern Landesvorstand 

7. 6. LV Württemberg- 
Hohenzollern 

Landesvorstand Sigmaringen 

7. 6. CDU - Bund Bundesausschuß Bonn 
7. 6. KPV Hessen Kommunalkongreß Bad Nauheim 
7. 6. CDU/CSU - Bund Wehrpolitische 

Regionaltagung 
Asch äffen bürg 

Bruchsal, zum neuen Vorsitzenden 
der KPV Nordbaden gewählt. Stell- 
vertretende Vorsitzende wurden 
Landrat Bruno Rühl, Tauberbischofs- 
heim und Stadtrat Kurt Gauly, Karls- 
ruhe. In den weiteren Vorstand 
wurde je ein Vertreter der Kreisver- 
bände gewählt. 

In seinem Jahresbericht konnte 
Dr. Hagen vor allem auf die erfolg- 
reiche Öffentlichkeitsarbeit der KPV 
hinweisen. Er erinnerte an die Lan- 
destagung in Eberbach und Wies- 
loch, an der jeweils mehrerer hun- 
dert Kommunalpolitiker aus dem 
ganzen Landesbezirk teilgenommen 
hätten. Auch die Kreisverenigungen 
hätten eine große Zahl von kom- 
munalpolitischen Tagungen und Se- 
minaren, vor allem für den kom- 
munalpolitischen Nachwuchs, durch- 
geführt. 

Gespräche mit 
der Bundeswehr 

Zu einem Kontaktgespräch hatte 
der Deutsche Bundeswehrverband 
die Junge Union eingeladen. Vom 
Bundesverband nahm daran der Lei- 
ter des Arbeitskreises Wehrpolitik, 
Horst Jöbges, sowie Klaus Ewers 
vom Landesvorstand der Jungen 
Union des Rheinlandes teil. 

In dem Gespräch, an dem der 
Vorsitzende des Bundeswehrverban- 
des Oberstleutnant Vollant sowie 
Oberstleutnant Seuberlich teilnah- 
men, wurde die Neuordnung des 
Laufbahnrechts, Reform des Vorge- 
setztenverhältnisses, die Wehrge- 
rechtigkeit sowie gesellschaftspoliti- 
sche Probleme der Bundeswehr 
erörtert. 

Deutsch-hollän- 
dische Begegnung 

Auf Einladung des niederländi- 
schen Akademikerbundes nahmen in 
der vergangenen Woche junge Aka- 
demikerinnen aus Deutschland, un- 
ter ihnen die CDU-Landesvorsit- 
zende der Frauenvereinigung Süd- 
baden, Barbara Könitz, an einer 
Tagung  in  Holland  teil. 

Kritik dient 
der Reform 

Reform von Staat und Gesellschaft 
standen im Mittelpunkt des 2. Ju- 
gendkongresses, den die schleswig- 
holsteinische Junge Union in Husum 
veranstaltete. In verschiedenen Ar- 
beitskreisen wurde eingehend zu 
den Themen Stellung genommen. 
Die junge Generation beklage die 
mangelnde moralische Substanz in 
der Politik, erklärte zum Auftakt des 
Kongresses der schleswig-holsteini- 
sche Landesvorsitzende der Jungen 
Union, Uwe Barschel. Das werde sie 
jedoch nicht zu einer sturen Opposi- 
tionshaltung verleiten, sondern zu 
reformerischer Kritik herausfordern, 
die zu spürbaren Verbesserungen 
führen solle. 
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Aus den Landesverbänden 

Parlamentsarbeit 
reformieren 

Eine alte Forderung der CDU-Landtagsfraktion von Nord- 
rhein-Westfalen erhielt durch eine überaus peinliche Blamage 
des Landesparlaments erneut Aktualität. Es geht darum, daß 
die Landtagsarbeit reformiert werden soll. 

Eine von den Koalitionsfraktionen 
SPD/FDP betriebene und von allen 
Fraktionen befürwortete Änderung 
der Landesverfassung verfiel der 
Abstimmung, da an der erforder- 
lichen Zweidrittel-Mehrheit eine 
Stimme fehlte. Ministerpräsident 
Kühn erklärte noch am gleichen 
Tage in einem Hörfunkinterview, daß 
nach seiner Ansicht die Schuld an 
dieser Panne bei der FDP liege, da 
bei ihr im Gegensatz zu SPD und 
CDU ein Abgeordneter an der Zwei- 
drittel-Präsenz fehlte. 

Wie Fraktionsvorsitzender Dr. Lenz 
von der CDU-Opposition erklärte, 
müßten jedoch jedoch „schleunigst 
die Konsequenzen aus dieser Ab- 
stimmungspanne gezogen werden". 
Die CDU-Opposition stellte einen 
Antrag an den Landtag, einen neun- 
köpfigen Sonderausschuß einzuset- 
zen, der dem Landtag bis zum 
1 Juli 1969 Reformvorschläge für 
seine Arbeit vorlegen soll. Diesem 
Ausschuß will auch die CDU-Frak- 
tion ihre Vorstellungen zur Verbes- 
serung der Parlamentsarbeit vorle- 
gen. Die CDU-Landtagsfraktion hat 
inzwischen gemeinsam mit dem Lan- 
despräsidium der CDU-Nordrhein- 
Westfalen hierzu einen Arbeitskreis 
gebildet, der unter dem Vorsitz von 
Ministerpräsident a D. Dr. Franz 
Meyers steht. 

Fraktionsvorsitzender Dr. Wilhelm 
Lenz skizzierte inzwischen vor der 
Presse die Hauptforderungen der 
CDU-Fraktion. Vordringlich erscheint 

dem Oppositionsführer die Straffung 
der Gesetzgebungsarbeit Hierunter 
fällt vor allem die bisherige Form 
der Verabschiedung von Gesetzen 
in drei Lesungen. 

Dr. Lenz vertritt die Auffassung, 
daß in der Regel die dritte Lesung 
fortfallen könnte. Um den Landtag 
nach außen wieder interessanter zu 
machen, will die CDU eine Neuge- 
staltung der Debatten erreichen. 
Eine Begrenzung der Redezeit auf 
15 Minuten soll gleichzeitig mit der 
Forderung nach freier Rede und der 
Zulassung von Redenotizen nur im 
Ausnahmefall gekoppelt werden. 

Wichtig erscheint der CDU auch 
die Neugestaltung der Ausschuß- 
arbeit. Die Zahl der Ausschüsse 
sollte verringert werden. Im Hinblick 
auf das Interesse der Bevölkerung 
an der Arbeit des Landtags sollten 
die Ausschußsitzungen in der Regel 
öffentlich sein. Mehr als bisher soll- 
ten außerhalb des Parlaments tätige 
Fachleute hinzugezogen werden, um 
die Arbeit des Landtags praxisbezo- 
gener werden zu lassen. 

Der Ausbau des wissenschaft- 
lichen Hilfsdienstes für Landtags- 
ausschüsse und Fraktionen wie ein 
zentrales Schreibbüro dienen eben- 
so der Arbeitserleichterung für die 
Abgeordneten wie dem Flüßigerwer- 
den der Parlamentsarbeit. Schließ- 
lich soll es nach den Vorstellungen 
der CDU-Opposition zu einer völ- 
ligen Neuregelung der Abgeordne- 
tenentschädigung kommen. 

Jugendhilfe finanziell 
absichern 

Der Vorstand der CDU in Nieder- 
sachsen hat in seiner letzten Sit- 
zung aufgrund einer Vorlage des 
Arbeitskreises „Jugend" den Be- 
schluß gefaßt, die Landesregierung 
zu ersuchen, 

B den in Arbeit befindlichen Ent- 
wurf eines Änderungsgesetzes zum 
Gesetz zur Ausführung des Geset- 
zes für Jugendwohlfahrt vom 13. 12. 
1962 (Niedersachs. GVBI. S. 246) 
dem Landtag so zeitig vorzulegen, 
daß er mit der gebotenen Gründ- 
lichkeit beraten und noch in dieser 
Legislaturperiode verabschiedet wer- 
den kann, 

| in den Gesetzentwurf Regelun- 
gen  aufzunehmen, die die Jugend- 

hilfe finanziell so absichern, daß vor 
allem 

a) die Aktivitäten auf dem Gebiet 
der Jugendflege nicht gefährdet wer- 
den, 

b) die Kindertagesstätten, insbeson- 
dere die Kindergärten, vom Land in 
dem ihrer zunehmenden Bedeutung 
für das Bildungswesen entsprechen- 
den Umfange gefördert und 

c) die Erziehungsheime auf die für 
die Ausführung der Freiwilligen Er- 
ziehungshilfe und Fürsorgeerziehung 
notwendige Platzzahl gebracht und 
- soweit erforderlich - modernisiert 
werden können. 

Die Vorlage ist inzwischen vom 
Generalsekretär im Auftrage des 
Vorsitzenden an die Landtagsfrak- 
tion weitergeleitet worden. 

Der Berliner Landesvorsitzende 
der CDU, Peter Lorenz, hat die 
vom Regierenden Bürgermeister 
Schütz dem Abgeordnetenhaus 
vorgelegten Richtlinien seiner 
Senatspolitik kritisiert. Auf einer 
Parteiversammlung bezeichnete 
Lorenz die Richtlinien als unklar 
und nichtssagend. Während die 
meisten Passagen Selbstver- 
ständlichkeiten enthielten, erklär- 
te Lorenz, gäben die Aussagen 
über die Sicherheitsgrundlagen 
der Stadt außerdem zu Beden- 
ken Anlaß. 

Über Fragen der Wirtschafts- 
und Bildungspolitik in Nordrhein- 
Westfalen beriet in Bielefeld der 
Vorsitzende des nordrhein-west- 
fälischen Landespräsidiums der 
CDU, Dr. Lenz, mit Mitgliedern 
der ostwestfälischen CDU. Nach 
Ansicht von Dr. Lenz müßten 
zwei Schwerpunkte die Politik 
der Union der siebziger Jahre 
bestimmen: die Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur und eine Wei- 
terentwicklung der Bildungspoli- 
tik. 

* 
Günstige Voraussetzungen als 

Universitäts-Standorte bieten 
nach Ansicht der niedersächsi- 
schen CDU-Vorsitzenden Hassel- 
mann sowohl Osnabrück als auch 
Oldenburg. Für Osnabrück sprä- 
che der Verlust des Regierungs- 
sitzes im Rahmen der Gebiets- 
und Verwaltungsreform. Ein Äqui- 
valent könnte die Universität sein. 
Oldenburg überzeuge dagegen, 
wie Hasselmann meinte, durch 
sein Einzugsgebiet und die Mög- 
lichkeit, die „Nord-West-Universi- 
tät" mit der Bremer Universität 
zu verbinden. 

•• 

IN KURZE 
In einer Kleinen Anfrage tritt 

der baden-württembergische 
CDU-Abgeordnete Dr. Lothar Gaa 
für eine noch engere organisato- 
rische Zusammenarbeit der Kri- 
minalpolizei der Länder ein, um 
dadurch die Verbrechensbekämp- 
fung wirksamer zu gestalten. Der 
Abgeordnete weist darauf hin, 
die Ermittlungen zur Aufklärung 
des Verbrechens von Lebach 
hätten gezeigt, daß bei einer 
umfassenden Fahndung und 
großzügigen Regelung der Kom- 
petenzfragen auch entsprechende 
Erfolge eintreten. 

Mit dem Ausschluß aus der 
Partei droht der CDU-Landes- 
verband und die Junge Union 
des Rheinlandes jedem Mitglied, 
das nach den nächsten Wahlen 
eine Koalition mit der NPD an- 
strebe. Die Junge Union Rhein- 
land forderte außerdem eine ver- 
bindliche Erklärung des Bundes- 
präsidiums der CDU, daß keine 
Koalition mit der NPD eingegan- 
gen werde. 

Als „falschen Alarm" bezeich- 
nete der stellvertretende Vorsit- 
zende des Landtagsauschusses 
für Jugend und Familie, Helmut 
Elfring (CDU), die Klagen von 
Arbeits- und Sozialminister Fig- 
gen über Millionenbeträge für 
den Neubau von Kindergärten, 
die ihrem Verwendungszweck 
nicht zugeführt werden könnten. 
Elfring: „Der Minister braucht 
nur die notwendigen Richtlinien 
vorzulegen, dann fließen die 
Mittel schon ab." 

Keine staatlichen Almosen 
Gleiche Marktbedingungen für die 

Landwirtschaft in der EWG seien die 
Voraussetzung für eine Politik, die 
der Landwirtschaft Nutzen bringen 
soll. Dies stellte der Vorsitzende des 
Agrarausschusses der nordwürttem- 
bergischen CDU, Egon Susset, in 
der letzten Sitzung als eine der 
wichtigsten Forderungen heraus. 
Erst dann könne der Gesundungs- 
prozeß beginnen. 

Susset berichtete, daß noch im 
Monat Mai ein Gespräch der Agrar- 
ausschußvorsitzenden der CDU mit 
Ministerpräsident Dr. Filbinger statt- 
finden werde, um die vordringlich- 
sten landespolitischen Aufgaben für 
die   Landwirtschaft  zu   besprechen. 

Zu diesen Maßnahmen zähle die 
Schaffung weiterer Vermarktungs- 
möglichkeiten auf dem Getreide- 
sektor, die Fortsetzung der Investi- 
tionsbeihilfen, die Wahrung der 
Selbständigkeit der Landwirtschafts- 
verwaltung und die Fortsetzung der 
Agrarstrukturmaßnahmen. Die Mit- 
glieder des Ausschusses forderten 
außerdem, daß künftig Maßnahmen, 
die den sozialen Bereich betreffen, 
nicht aus den Mitteln des Agrar- 
haushalts, sondern aus dem hierfür 
zuständigen Etat finanziert werden. 

Immer noch bestehe der krasse 
Unterschied zwischen dem Einkom- 
men der Landwirtschaft und dem 
der Industriegesellschaft. Deshalb 
müsse das Marktgleichgewicht her- 
gestellt werden. Hierzu gehöre die 
Kontingentierung der Produktion, die 
besonders von jenen Ländern ein- 
geführt werden müßte, die auf ver- 
schiedenen Gebieten Überschüsse 
erzeugen. 

Bezüglich der Investitionshilfen 
sollten in erster Linie Voll- und Zu- 
erwerbsbetriebe berücksichtigt wer- 
den. In diesem Zusammenhang 
wandte sich der Ausschuß entschie- 
den gegen die weit verbreitete An- 
sicht, die Landwirtschaft erhalte 
staatliche Almosen. 

In stärkerem Maß als bisher sollte 
herausgestellt werden, daß die 
deutsche Landwirtschaft im Hinblick 
auf die europäische Einigung für 
ihre Produkte laufend Preiseinbußen 
hinnehmen   muß. 

Der nordwürttembergische CDU- 
Agrarausschuß beabsichtiqt, künftig 
die Abgeordneten, die Presse und 
weitere Kreise regelmäßig mit ak- 
tuellen Informationen und geeigne- 
teren Vorschlägen in ihrer Arbeit zu 
unterstützen. 
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Informationen 

Vier Jahre 
und kein Wandel 

der Armee und 
Versagen des 
sters zu. 

das offensichtliche 
Verteidigungsmini- 

Ob 1965 oder 1969: die SPD hul- 
digt mit Eifer einer schon zur Tra- 
dition gewordenen Wahlkampfsorge 
um die Bundeswehr. In diesem Wahl- 
jahr waren es die Äußerungen der 
Generale Grashey und Karst, die mit 
Vorliebe von sozialdemokratischen 
Sprechern und Wehrexperten; der 
Opposition gemeinsam aufgegriffen 
wurden, um den verantwortlichen 
Minister aus den Reihen der CDU 
mangelnder Sorgfalt oder gar Ver- 
schleierungstaktiken bei der Be- 
handlung dieser rasch aufgebausch- 
ten Fälle zu ziehen. Dabei wurde im- 
mer wieder betont, die Kritik ent- 
springe der tiefen Besorgnis um die 
Probleme der Armee, die von der 
politischen CDU-Führung nicht gese- 
hen würden. Es ist an der Zeit, sich 
an den Auftakt des Wahlkampfes 
1965 durch die SPD zu erinnern. 

Nach dem jahrelang konservierten 
Nein zu entscheidenden Weichen- 
stellungen im Aufbau der Bundes- 
wehr entschloß sich die SPD auf 
ihrem Karlsruher Parteitag 1964 im 
November zu einer überbetonten 
Vertrauenserklärung an die Armee, 
um die Vergangenheit des Miß- 
trauens gegen die militärische Füh- 
rung damit zu überlagern. Sie 
konnte sich aber nicht entschließen, 
das bisher von militärischer und po- 
litischer Führung Geleistete richtig 
zu beurteilen und zu würdigen, son- 
dern suchte mit dem Satz vom über- 
hasteten Aufbau, der zu Lasten der 
CDU ginge, gleich zwei wahlkampf- 
taktische Erfolge zu erzielen: das 
neu entdeckte Wählerstimmenreser- 

voir Bundeswehr zu nutzen und 
gleichzeitig einen Keil des Mißtrau- 
ens zwischen Soldaten und Ministe- 
rium zu treiben. 

Im Januar 1965 wagte der SPD- 
Abgeordnete Wienand den zumin- 
dest ungewöhnlichen Schritt einer 
schlagwortdurchsetzten Illustrierten- 
darstellung (Tenor: „Die Bundes- 
wehr hat uns 100 Milliarden geko- 
stet, für die gleiche Summe hätte 
die Bundesregierung jeder west- 
deutschen Familie einen Mercedes 
vor die Tür stellen können") und 
mutete dem überraschten Parlament 
diese Ausführungen auch noch als 
Arbeitsgrundlage für eine sachge- 
rechte Diskussion über die Probleme 

Als am 10. Februar der Rektor 
der Universität Hamburg drei hohen 
Offizieren der Bundeswehr den Frei- 
herr-vom-Stein-Preis zur Würdigung 
ihrer Verdienste um die Innere Füh- 
rung der Bundeswehr übergab, 
schrieb der sozialdemokratische 
„Vorwärts" am 17. Februar unter 
der Überschrift „Statt Orden": 

„Jetzt haben drei Spitzenmilitärs 
aus der Hand des Rektors der Ham- 
burger Universität den Freiherr-vom- 
Stein-Preis erhalten. Das ist wahr- 
scheinlich ein Wandel. Unbestreitbar 
ist das Verdienst der Generale Graf 
Kielmannsegg, Graf Baudissin und 
de Maiziäre, das ihnen die akademi- 
sche Ehrung einbrachte. Sie sind die 
Schöpfer und Verfechter dessen, was 
man die Innere Führung nennt. Frei- 
lich, das sei in diesem Moment be- 
sonders angemerkt, sie haben heute 
keinen Einfluß mehr darauf. Sie sit- 
zen weitab vom inneren Gefüge der 
Bundeswehr bei der NATO in Paris." 

Guter Rat für die SPD 
Am 24. Februar 1969 verabschiedete 

der Deutsche Bundestag nach hefti- 
gem Wortwechsel zwischen SPD und 
CDU den Haushalt des Bundesver- 
teidigungsministeriums bei Stimm- 
enthaltung der SPD, die sich nicht 
zu einem klaren Bekenntnis zur Ar- 
mee durchringen konnte. „Die Bun- 
deswehr gehört uns allen" schrieb 
anschließend der sozialdemokrati- 
sche Pressedienst und setzte damit 
einen besonderen Akzent über 
Eigentums- oder Verantwortungs- 
denken. 

So wird der unvoreingenommene 
Betrachter der jüngsten und der vier 

Jahre zurückliegenden Ereignisse 
Verdacht nicht los, daß die SPD im- 
mer noch um ein reales Verhältnis 
zu unserer Armee, zu den Staats- 
bürgern als Soldaten (Minister 
Schröder) gegen die Schatten einer 
langen Vergangenheit ringen muß. 
Sie sollte dieses Ringen nicht zu 
Wahlkampfverzerrungen führen las- 
sen und wäre vielleicht gut beraten, 
wenn sie sich in der berechtigten 
Sorge um den Fortbestand unserer 
Demokratie weniger Gedanken um 
den Standort der Bundeswehr als 
um die innere Führung ihres eige- 
nen politischen Nachwuchses ma- 
chen würde. 

„.Hessen Süd' ist mittlerweile zu 
einem Markenzeichen für die linken 
Flügelstürmer der SPD geworden. 
Die Musik des Fortschritts wird dort 
freilich zuweilen dissonant geblasen. 
So war es auch auf dem Bezirkspar- 
teitag, als die Jungsozialisten gegen 
den Widerstand der Älteren einen 
Beschluß durchsetzten, der die Lan- 
desregierung auffordert, das Streik- 
recht für Beamte durch Gesetz anzu- 
erkennen. 

Der Beschluß offeriert der Beam- 
tenschaft ein Danaergeschenk. Denn 
er stellt jedem Gesetzgeber, der sich 
für das Streikrecht erwärmen wollte, 
sofort die Verfassungsfrage nach 
dem Bestand der .wohlerworbenen 
Rechte' unseres Berufsbeamtentums. 

Eine Meinungsumfrage der Tübin- 
ger Wickert-Institute hat dieser Tage 
ohnehin gezeigt, wie umstritten die 
Privilegien des öffentlichen Dienstes 
in der Bundesrepublik sind. 

Hier mögen sich zu einem guten 
Teil Ressentiments gegen den 
Staatsdiener herkömmlicher Prä- 
gung artikuliert haben. Wo er das 
Streikrecht verlangte oder auch nur 
annähme, würden die Ressentiments 
indes unversehens zu Argumenten: 
Wenn Beamte streiken wollen, dann 
gefälligst auf der Basis der Chan- 
cengleichheit mit allen anderen Ar- 
beitnehmern, und das heißt: unter 
Verzicht auf Lebenszeiteinstellung 
und  Pension." 

„Die Welt", 13. 5. 1969 

„Den bevorstehenden Gewerk- 
schaftskongreß in München möchte 
der FDGB mitbestimmen. Dieser 
.freie' Gewerkschaftsbund Ulbrichts 
zeigt sich kontaktfreudig und — man 
staune - ohne ausdrücklich die völ- 
kerrechtliche Anerkennung der DDR 
zu fordern. Doch fraglos soll solcher 
Anerkennung der Weg geebnet wer- 
den Er soll durch den Gewerk- 
schaftsbereich führen, nachdem die 
Deutschland-Debatte im Bundestag 
für Ostberlin enttäuschend verlief. 
Wird München ein anderes Schau- 
spiel bieten als Bonn? 

Die bundesdeutschen Gewerk- 
schaftler sollten in München darauf 
bedacht sein, unter sich ihre eigenen 
Angelegenheiten zu klären und nicht 
das Geschäft derer zu betreiben, de- 
nen trotz gegenteiliger Bezeichnung 
die Legitimation als freie Gewerk- 
schaftler fehlt." 

|   „Frankfurter Neue Presse", 13. 5. 69 

Stichwort 
zum 
Wochen- 
ende 

Die Regierung von Kam- 
bodscha hat in den letzten 

Tagen angekündigt, daß sie 
die diplomatische Vertretung 
der „DDR" in eine Botschaft 
umwandeln will. In der Haupt- 
stadt Kambodschas, Pnom 
Penh, existiert bereits eine 
Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Bundesre- 
gierung erblickt in dem Schritt 
Kambodschas einen un- 
freundlichen Akt, der nicht 
ohne Konsequenzen auf die 
Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern bleiben kann. 

Natürlich muß man die be- 
sondere Situation Kam- 

bodschas, das in der unmit- 
telbaren Nachbarschaft Viet- 
nams liegt, sehen. Anderer- 
seits kann die Bundesrepu- 
blik nicht zulassen, daß 
das Verhalten Kambodschas 
Schule macht. Sollte sich die 
Regierung von Kambodscha 
entschließen, einen Botschaf- 
ter nach Ostberlin zu entsen- 
den, dann stellt sich für Bonn 
die Frage, ob damit nicht ein 
Punkt erreicht ist, an dem die 
diplomatischen Beziehungen 
abgebrochen werden müssen. 

Natürlich muß Bonn immer 
von den besonderen Ge- 

gebenheiten in einem Land 
wie Kambodscha ausgehen. 
Die Bundesregierung darf sich 
nicht in eine Automatik hin- 
einzwängen lassen. Anderer- 
seits müssen aber die legiti- 
men Interessen des deut- 
schen Volkes gewahrt wer- 
den. 

Die Anerkennung der 
„DDR" durch nichtkommu- 

nistische Staaten ist ein un- 
freundlicher Akt gegenüber 
dem ganzen deutschen Volk, 
der nicht ohne Gegenantwort 
bleiben darf. Hier das richtige 
Augenmaß zu haben, ist jetzt 
die Aufgabe der Bundesregie- 
rung. 
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